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Reichs-Geſetzblatt. 


M 6. 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Kontrole des Reichshaushalts und des Landeshaushalts von Elſaß⸗Lothringen 
für das Etatsjabr 1890/91. S. 18. — Verordnung, betreffend Abänderung der Beſtimmungen über 
Gewährung von Tagegeldern, Fuhrkoſten und Umzugskoſten an die Beamten der Militär ⸗ und Marine 
verwaltung. S. 18. 


(Nr. 1937.) Geſetz, betreffend die Kontrole des Reichshaushalts und des Landeshaushalts 
von Elſaß⸗Lothringen für das Etatsjahr 1890/91. Vom 9. Februar 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Die Kontrole des geſammten Reichshaushalts ſowie des Landeshaushalts 
von Elſaß⸗Lothringen für das Etatsjahr 1890/91 wird von der preußiſchen 
Ober⸗Rechnungskammer unter der Benennung „Rechnungshof des Deutſchen 
Reichs“ nach Maßgabe der im Geſetze vom 11. Februar 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 61), betreffend die Kontrole des Reichshaushalts und des Landeshaushalts 
von Elſaß⸗Lothringen für das Jahr 1874, enthaltenen Vorſchriften geführt. 

Ebenſo hat die preußiſche Ober⸗Rechnungskammer in Bezug auf die 
Rechnungen der Reichsbank für das Jahr 1890 die gemäß F. 29 des Bank⸗ 
geſetzes vom 14. März 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 177) dem Rechnungshof des 
Deutſchen Reichs obliegenden Geſchäfte wahrzunehmen. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin Schloß, den 9. Februar 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 
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Reichs ⸗Geſetzbl. 1891. 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Februar 1891. 


A: 


(Nr. 1938.) Verordnung, betreffend Abänderung der Beſtimmungen über Gewährung von 
Tagegeldern, Fuhrkoſten und Umzugskoſten an die Beamten der Militär; 
und Marineverwaltung. Vom 16. Februar 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des $. 18 des Geſetzes, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 61) im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


Artikel 1. 


An Stelle der 88.3, 4 und 8 der Verordnung vom 20. Mai 1880 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 113) treten nachfolgende Vorſchriften: 


$. 3. 

Für Dienſtgänge nach Anſtalten, welche zu den Garniſoneinrichtungen 
des Wohnortes (Garniſon, Garniſonverband) oder des Kommandoortes 
der Beamten gehören, aber außerhalb desſelben belegen ſind, beziehungs⸗ 
weiſe für Dienſtgänge nach Anſtalten, welche zu ihrem Wirkungskreis 
gehören, werden den Beamten der Militärverwaltung keine Tagegelder 
gewährt. Die verordnungsmäßigen Fuhrkoſten ſind bei derartigen Dienſt⸗ 
gängen nur dann zuſtändig, wenn die betreffenden Anſtalten mindeſtens 
fünf Kilometer von der Ortsgrenze entfernt ſind, “) ſowie bei mehreren an 
einem Tage unmittelbar nacheinander gemachten Dienſtgängen, wenn 
die zurückgelegte Entfernung mindeſtens zehn Kilometer beträgt. 

Vorſtehende Feſtſetzungen gelangen auch bei Dienſtgängen zur An; 
wendung, welche im Anſchluß an Dienſtreiſen ſowie in Kantonnirungen 
(Lagern) zu machen ſind. In Kantonnirungen (Lagern) wird die Ent⸗ 
fernung von der Grenze des Kantonnementsortes oder von der Um⸗ 
faſſungslinie des Lagers berechnet. Soweit die Entnahme von Vorſpann 
zuläſſig iſt, wird die Geldvergütung für die Selbſtbeſchaffung desſelben 
nach den darüber gegebenen beſonderen Beſtimmungen gewährt. 


F. 4. 

Rationsberechtigte Beamte haben bei Dienſtgängen (§. 3) auf 
Fuhrkoſten keinen Anſpruch und kommt ebenſo jede Entſchädigung in 
Fortfall, falls der Weg mittelſt eines dienſtlich geſtellten Fuhrwerks 
oder Dienſtpferdes zurückgelegt worden. 


) Als Endpunkt iſt die Mitte der Anftalt, bei Artillerie ⸗Schießplätzen die Mitte des Lagers oder 
des Schießplatzes anzuſehen, je nachdem das Dienſtgeſchäft im Lager oder auf dem Schießplatz ſelbſt zu 
verrichten iſt. 


1 


Bei Dienſtgängen mehrerer Perſonen zu gleichem Zweck hat, wenn 
Fuhrwerk zu ermiethen war oder geſtellt wird, thunlichſt die gemein⸗ 
ſchaftliche Benutzung desſelben ſtattzufinden. 

Die oberſte Militärverwaltungsbehörde des Kontingents iſt ermäch⸗ 
tigt, den nicht rationsberechtigten Beamten für Dienſtgänge an Stelle 
der verordnungsmäßigen Fuhrkoſten eine Pauſchſumme zur Beſtreitung der 
Auslagen beziehungsweiſe zur Unterhaltung von Fuhrwerk oder Pferden 
zu gewähren. 


§. 8. 

Mobil gemachte Beamte, einſchließlich derjenigen des Beurlaubten- 
ſtandes und der Inaktivität, erhalten bei der Einberufung für die Tage 
der Reiſe, ſofern das Kriegsgehalt noch nicht zuſtändig iſt, die ver⸗ 
ordnungsmäßigen Tagegelder. Das Gleiche gilt bei der Entlaſſung für 
die Tage der Rückreiſe, ſofern das Kriegsgehalt nicht mehr zuſtändig it. 

Im Uebrigen werden nach ausgeſprochener Mobilmachung und 
bis zum Eintritt der Demobilmachung Tagegelder weder für mobile 
noch für immobile Heeresangehörige gewährt. 

Soweit die Reiſe nicht koſtenlos erfolgt, werden die wirklich ent⸗ 
ſtandenen nothwendigen Fuhrkoſten erſtattet. 

Wenn für einzelne Stellen zur Beſtreitung etwaiger Fuhrkoſten 
Pauſchſummen gewährt werden, iſt dies unter Angabe des Betrages 
in den Kriegsbeſoldungs⸗Etats beſonders vermerkt. 


Artikel 2. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


„Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin Schloß, den 16. Februar 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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